
Einladung zur 14. ordentlichen 
Generalversammlung der Aktionäre

Dienstag, 29. April 2014, 10.00 Uhr, MEZ (Türöffnung 9.00 Uhr MEZ)

Stade de Suisse Wankdorf, Business Center, 
Papiermühlestrasse 71, 3014 Bern

An die Aktionärinnen und Aktionäre der
Meyer Burger Technology AG



 

 
 

 

Traktanden und Anträge des Verwaltungsrats 
 
 
 
1. Geschäftsbericht 2013 
1.1 Genehmigung des Jahresberichts 2013, der Jahresrechnung 2013 und der Konzernrech-

nung 2013; Kenntnisnahme der Berichte der Revisionsstelle 
 
 Antrag des Verwaltungsrats: Genehmigung des Jahresberichts, der Jahresrechnung und der Kon-

zernrechnung für das Geschäftsjahr 2013. 
 
1.2 Konsultativabstimmung über den Vergütungsbericht 2013 
 
 Antrag des Verwaltungsrats: Zustimmung zum Vergütungsbericht 2013 (unverbindliche Konsulta-

tivabstimmung). 
 
2. Verwendung des Bilanzgewinns 
 

Antrag des Verwaltungsrats: Vortrag des der Generalversammlung zur Verfügung stehenden Bi-
lanzgewinns von TCHF 296‘296 auf neue Rechnung. 

  
Jahresverlust  TCHF -6‘106 
Vortrag aus Vorjahr  TCHF  302‘402 
Zur Verwendung der Generalversammlung  TCHF  296‘296 
Antrag des Verwaltungsrats:   
Vortrag auf neue Rechnung  TCHF  296‘296 

 
3. Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats und der Geschäftsleitung 
 

Antrag des Verwaltungsrats: Erteilung der Entlastung an die verantwortlichen Organe für das Ge-
schäftsjahr 2013. 

 
4. Wahlen betreffend den Verwaltungsrat 
 
4.1. Wiederwahlen der Mitglieder des Verwaltungsrats und Wahl des Präsidenten  
 
 Antrag des Verwaltungsrats: Wiederwahl der Mitglieder des Verwaltungsrats in Einzelabstimmun-

gen für eine Amtsdauer von einem Jahr bis zum Abschluss der nächsten ordentlichen Generalver-
sammlung: 
4.1.1 Wiederwahl von Peter M. Wagner (und Wahl zum Präsidenten des Verwaltungsrats) 
4.1.2 Wiederwahl von Dr. Alexander Vogel  
4.1.3 Wiederwahl von Rudolf Güdel  
4.1.4 Wiederwahl von Heinz Roth 
4.1.5 Wiederwahl von Peter Pauli  
4.1.6 Wiederwahl von Prof. Dr. Konrad Wegener 

 

Traktanden und Anträge des Verwaltungsrats



 

 

4.2. Wahl des Nominierungs- und Entschädigungsausschusses  
 
 Antrag des Verwaltungsrats: Wahl der folgenden Mitglieder des Verwaltungsrats in den Nominie-

rungs- und Entschädigungsausschuss in Einzelabstimmungen für eine Amtsdauer von einem Jahr 
bis zum Abschluss der nächsten ordentlichen Generalversammlung:  

 
4.2.1 Wahl von Dr. Alexander Vogel  
4.2.2 Wahl von Peter M. Wagner  
4.2.3 Wahl von Rudolf Güdel  

 
5. Wahl der Revisionsstelle 
 

Antrag des Verwaltungsrats: Wiederwahl der PricewaterhouseCoopers AG, Bern, als Revisions-
stelle für ein weiteres Jahr. 
 

6. Wahl des unabhängigen Stimmrechtsvertreters 
 
Der Verwaltungsrat beantragt Herr lic. iur. André Weber als unabhängigen Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft. Herr Weber ist unabhängig und übt keine anderen Mandate für die Meyer Bur-
ger Technology AG aus.  
 

 Antrag des Verwaltungsrats: Wahl von Herrn lic. iur. André Weber als unabhängiger Stimmrechts-
vertreter der Gesellschaft für eine Amtsdauer von einem Jahr bis zum Abschluss der nächsten or-
dentlichen Generalversammlung.  
 

7. Statutenänderung  
 
7.1. Schaffung von genehmigtem Kapital  
 

Um die Handlungsfähigkeit zur Umsetzung neuer Projekte zu erhalten, beantragt der Verwaltungs-
rat der Generalversammlung die Schaffung eines genehmigten Kapitals in der Höhe von höch-
stens CHF 240‘000.- durch Ausgabe von höchstens 4‘800‘000 voll zu liberierenden Namenaktien 
zum Nennwert von CHF 0.05, wobei die Erhöhung durch Festübernahme erfolgen kann. Der Ver-
waltungsrat soll ermächtigt werden, eine allfällige Kapitalerhöhung aus diesem genehmigten Kapi-
tal bis zum 29. April 2016 vorzunehmen. Der Ausgabebetrag soll durch den Verwaltungsrat fest-
gesetzt werden.  
Antrag des Verwaltungsrats: Schaffung eines genehmigten Kapitals und Einfügen von Art. 3a der 
Statuten wie folgt: 
 
"Art. 3a: Genehmigtes Kapital 
 
Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das Aktienkapital der Gesellschaft bis zum 29. April 2016 um höch-
stens CHF 240‘000.- zu erhöhen durch Ausgabe von höchstens 4‘800‘000 voll zu liberierenden Na-
menaktien zum Nennwert von CHF 0.05. 
 
Der Verwaltungsrat ist berechtigt (einschliesslich im Falle eines öffentlichen Angebots für Aktien der 
Gesellschaft), das Bezugsrecht der Aktionäre einzuschränken oder auszuschliessen und Dritten zuzu-



 

 

weisen, wenn die neuen Aktien verwendet werden sollen (1) für die Übernahme von Unternehmen, Un-
ternehmensteilen, Beteiligungen oder neue Investitionsvorhaben oder im Falle einer Aktienplatzierung 
für die Finanzierung oder Refinanzierung solcher Transaktionen, (2) für Zwecke der Beteiligung strate-
gischer Partner oder zum Zwecke der Erweiterung des Aktionärskreises in bestimmten Investoren-
märkten oder (3) für die rasche und flexible Beschaffung von Eigenkapital durch eine Aktienplatzierung, 
welche mit Bezugsrechten nur erschwert möglich wäre. 
 
Die Erhöhung kann mittels Festübernahme und/oder in Teilbeträgen erfolgen. Der Verwaltungsrat ist 
ermächtigt, den Ausgabepreis der Aktien, die Art der Einlage sowie den Zeitpunkt der Dividendenbe-
rechtigung festzusetzen. Die neuen Namenaktien unterliegen nach dem Erwerb den Eintragungsbe-
schränkungen gemäss Art. 4 der Statuten." 

 
7.2. Anpassung der Statuten an die Verordnung gegen übermässige Vergütungen bei börsen-

kotierten Aktiengesellschaften (VegüV) 
 

Der Verwaltungsrat beantragt der Generalversammlung, die folgenden Änderungen der Statuten 
der Gesellschaft zur Anpassung der Statuten an die Bestimmungen der VegüV:  

 
Aktuelle Fassung Beantragte Neufassung  

(neue / geänderte Texte in blau) 
Art. 7: Befugnisse 
Der Generalversammlung stehen folgende Befug-
nisse zu: 
 
a) Festsetzung und Änderung der Statuten; 
b) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates und 

der Revisionsstelle; 
c) Genehmigung des Jahresberichtes und, so-

weit gesetzlich vorgeschrieben, der Konzern-
rechnung; 

d) Genehmigung der Jahresrechnung sowie 
Beschlussfassung über die Verwendung des 
Bilanzgewinns nach Entgegennahme des Be-
richtes der Revisionsstelle; 

e) Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsra-
tes; 

f)  Beschlussfassung über alle Gegenstände, die 
ihr durch Gesetz oder Statuten vorbehalten 
sind oder ihr durch den Verwaltungsrat vorge-
legt werden. 

 

Art. 7: Befugnisse 
Der Generalversammlung stehen folgende Befug-
nisse zu: 
 
a) Festsetzung und Änderung der Statuten; 
b) Wahl und Abberufung des Präsidenten und 

der Mitglieder des Verwaltungsrates, der 
Mitglieder des Nominierungs- und Entschä-
digungsausschusses, der Revisionsstelle  
und des unabhängigen Stimmrechtsvertre-
ters; 

c) Genehmigung des Lageberichts und, soweit 
gesetzlich vorgeschrieben, der Konzern-
rechnung; 

d) Genehmigung der Jahresrechnung sowie 
Beschlussfassung über die Verwendung des 
Bilanzgewinns nach Entgegennahme des 
Berichtes der Revisionsstelle; 

e) Genehmigung der Vergütungen an den Ver-
waltungsrat und die Geschäftsleitung; 

f) Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsra-
tes und der Geschäftsleitung; 

g) Beschlussfassung über alle Gegenstände, 
die ihr durch Gesetz oder Statuten vorbe-
halten sind oder ihr durch den Verwaltungs-
rat vorgelegt werden. 
 



 

 

Art. 9: Einberufung 
... 
In der Einberufung sind folgende Angaben zu ma-
chen: 
... 
e) Hinweis auf die Auflage des Geschäftsberich-

tes und des Revisionsberichtes am Gesell-
schaftssitz zur Einsicht der Aktionäre. 

... 
 

Art. 9: Einberufung 
... 
In der Einberufung sind folgende Angaben zu ma-
chen: 
... 
e) Hinweis auf die Auflage des Geschäftsbe-

richtes, des Vergütungsberichtes und des 
Revisionsberichtes am Gesellschaftssitz zur 
Einsicht der Aktionäre. 

... 
 

 Art. 13: Unabhängiger Stimmrechtsvertreter 
Die Generalversammlung wählt einen unabhängi-
gen Stimmrechtsvertreter. Wählbar sind natürliche 
oder juristische Personen oder Personengesell-
schaften. Die Amtsdauer endet mit dem Abschluss 
der nächsten ordentlichen Generalversammlung. 
Wiederwahl ist möglich. 
Die Generalversammlung kann den unabhängigen 
Stimmrechtsvertreter auf das Ende der Generalver-
sammlung abberufen. Hat die Gesellschaft keinen 
unabhängigen Stimmrechtsvertreter, so ernennt 
der Verwaltungsrat einen solchen für die nächste 
Generalversammlung. 
Der unabhängige Stimmrechtsvertreter muss die 
ihm übertragenen Stimmrechte weisungsgemäss 
ausüben. Hat er keine ausdrücklichen oder kon-
kludenten Weisungen erhalten, so enthält er sich 
der Stimme. 
Der Verwaltungsrat bestimmt die Anforderungen an 
Vollmachten und Weisungen. Er kann die Einzelhei-
ten in einem Reglement festlegen und darin insbe-
sondere auch bestimmen, unter welchen Voraus-
setzungen eine gültige Weisungserteilung an die 
unabhängige Stimmrechtsvertretung vorliegt. Zu-
dem kann er bei elektronischen Vollmachten auf 
das Erfordernis einer qualifizierten elektronischen 
Signatur verzichten. 
Der Verwaltungsrat stellt sicher, dass die Aktionäre 
die Möglichkeit haben, dem unabhängigen Stimm-
rechtsvertreter (i) zu jedem in der Einberufung ge-
stellten Antrag Weisungen, (ii) zu neuen Anträgen 
im Rahmen der Verhandlungsgegenstände (ein-
schliesslich solchen zu abgelehnten Vergütungen 
gemäss Art. 17 Abs. 2 der Statuten) sowie (iii) zu 
Anträgen zu nicht angekündigten Verhandlungsge-
genständen (Antrag auf Einberufung einer ausser-



 

 

ordentlichen Generalversammlung oder auf Durch-
führung einer Sonderprüfung) allgemeine Weisun-
gen zu erteilen. 
 

Art. 13: Durchführung der Generalversammlung 
 

Art. 14: Durchführung der Generalversammlung 
(nur Ziffer) 
 

Art. 14: Protokoll 
Über die Verhandlungen wird ein Protokoll geführt, 
das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu 
unterzeichnen ist. Dieses hält fest:  
a) Anzahl, Art, Nennwert und Kategorie der 

Aktien, die von Aktionären, von den Orga-
nen, von unabhängigen Stimmrechtsvertre-
tern und von Depotvertretern vertreten wer-
den; 

... 
 

Art. 15: Protokoll 
Über die Verhandlungen wird ein Protokoll geführt, 
das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu 
unterzeichnen ist. Dieses hält fest:  
a) Anzahl, Art, Nennwert und Kategorie der 

Aktien, die von Aktionären und vom unab-
hängigen Stimmrechtsvertreter vertreten 
werden; 

... 
 

Art. 15: Beschlussfassung 
 

Art. 16: Beschlussfassung (nur Ziffer) 
 

 Art. 17: Genehmigung der Vergütungen des Ver-
waltungsrates und der Geschäftsleitung 
Die Generalversammlung genehmigt jährlich in der 
Regel an der ordentlichen Generalversammlung 
gesondert die Gesamtvergütung der Mitglieder des 
Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung für das 
auf die Generalversammlung folgende Geschäfts-
jahr, Die Abstimmung der Generalversammlung hat 
bindende Wirkung. 
Der Verwaltungsrat kann der Generalversammlung 
Anträge in Bezug auf die maximalen Gesamtbeträ-
ge oder einzelne Vergütungselemente für andere 
Zeitperioden sowie zusätzliche Anträge zur Ge-
nehmigung vorlegen. Er legt der Generalversamm-
lung jährlich den Vergütungsbericht für das letzte 
Geschäftsjahr zur konsultativen (nicht bindenden) 
Zustimmung vor. 
Verweigert die Generalversammlung die Genehmi-
gung der maximalen Gesamtvergütung für die Ge-
schäftsleitung und/oder den Verwaltungsrat, so 
kann der Verwaltungsrat an der gleichen General-
versammlung angepasste Anträge stellen oder 
solche einer nachfolgenden ordentlichen oder 
ausserordentlichen Generalversammlung zur Ge-
nehmigung vorlegen, wobei die angepassten An-
träge sich aus einem maximalen Gesamtbetrag 
oder mehrere maximale Teilbeträge unter Berück-



 

 

sichtigung aller relevanten Faktoren zusammenset-
zen können. 
 

Art. 16: Wählbarkeit und Mandatsdauer  
Der Verwaltungsrat besteht aus einem oder mehre-
ren Mitgliedern. Die Mitglieder des Verwaltungsra-
tes werden jeweils einzeln und für die Dauer von 
drei Jahren bis und mit der nächsten ordentlichen 
Generalversammlung gewählt. Wiederwahl ist zu-
lässig. Die Amtszeit eines Verwaltungsrates endet 
jedoch endgültig mit dem Datum der ordentlichen 
Generalversammlung, die dem 70. Geburtstag des 
Verwaltungsrates folgt. 
 

Art. 18: Wählbarkeit und Mandatsdauer  
Der Verwaltungsrat besteht aus einem oder mehre-
ren maximal jedoch neun Mitgliedern. Die General-
versammlung wählt jährlich: 
a) die Mitglieder des Verwaltungsrates sowie 

den Präsidenten des Verwaltungsrates 
b) die Mitglieder des Nominierungs- und Ent-

schädigungsausschusses, welche Mitglieder 
des Verwaltungsrates sein müssen.  

Die Wahlen erfolgen jeweils einzeln für die Dauer 
bis und mit der nächsten ordentlichen Generalver-
sammlung. Wiederwahl ist zulässig. Die Amtszeit 
eines Verwaltungsrates endet jedoch endgültig mit 
dem Datum der ordentlichen Generalversammlung, 
die dem 70. Geburtstag des Verwaltungsrates 
folgt. 
 

Art. 17: Organisation  
Der Verwaltungsrat konstituiert sich selbst. Er be-
stimmt seinen Präsidenten, gegebenenfalls einen 
oder mehrere Vizepräsidenten und den Sekretär, 
der nicht dem Verwaltungsrat angehören muss. 
Der Verwaltungsrat kann ständige oder ad hoc 
Ausschüsse bestellen, die mit der Vorbereitung und 
Ausführung seiner Entscheide oder der Aufsicht 
bestimmter Geschäftsbereiche betraut sind. 
 

Art. 19: Organisation  
Der Verwaltungsrat konstituiert sich, vorbehältlich 
der zwingenden Kompetenzen der Generalver-
sammlung, selbst. Er bestimmt seinen Vizepräsiden-
ten und den Sekretär, der nicht dem Verwaltungs-
rat angehören muss. 
Der Verwaltungsrat kann die Vorbereitung und die 
Ausführung seiner Beschlüsse oder die Überwa-
chung von Geschäften Ausschüssen oder einzel-
nen Mitgliedern zuweisen. Er bestimmt den Vorsit-
zenden der Ausschüsse und hat für eine 
angemessene Berichterstattung an seine Mitglieder 
zu sorgen. Der Verwaltungsrat kann den Aus-
schüssen einzelne Aufgaben zur abschliessenden 
Entscheidung zuweisen. 
 

Art. 18: Aufgaben  
Der Verwaltungsrat beschliesst über alle Angele-
genheiten, die nicht gemäss Gesetz oder Statuten 
der Generalversammlung vorbehalten sind. 
 

Art. 20: Aufgaben  
Der Verwaltungsrat beschliesst über alle Angele-
genheiten, die nicht gemäss Gesetz oder Statuten 
der Generalversammlung vorbehalten sind.  
Der Verwaltungsrat und die Ausschüsse können 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben weitere Personen und 
externe Berater beiziehen und an ihren Sitzungen 
teilnehmen lassen. 
 

Art. 19: Geschäftsführung und deren Übertra-
gung  

Art. 21: Geschäftsführung und deren Übertra-
gung  



 

 

... 
Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, unter Vorbehalt 
von Art. 716a OR die Geschäftsführung nach 
Massgabe eines von ihm zu erlassenden Organisa-
tionsreglementes ganz oder zum Teil an Ausschüs-
se, einzelne Mitglieder oder Dritte zu übertragen.  
... 

... 
Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, unter Vorbehalt 
von Art. 716a OR die Geschäftsführung nach 
Massgabe eines von ihm zu erlassenden Organisa-
tionsreglementes ganz oder zum Teil an Ausschüs-
se, einzelne Mitglieder oder an andere natürliche 
Personen zu übertragen. 
... 
 

 Art. 22: Nominierungs- und Entschädigungsaus-
schuss 
Der Nominierungs- und Entschädigungsausschuss 
besteht aus mindestens zwei Mitgliedern des Ver-
waltungsrates. Die Amtsdauer endet mit dem Ab-
schluss der nächsten ordentlichen Generalver-
sammlung. Wiederwahl ist möglich. 
Ist der Nominierungs- und Entschädigungsaus-
schuss nicht vollständig besetzt, so ernennt der 
Verwaltungsrat für die verbleibende Amtsdauer die 
fehlenden Mitglieder. 
Der Ausschuss unterstützt den Verwaltungsrat bei 
der Erfüllung von dessen Aufgaben im Bereich der 
Festlegung der Entschädigungen, Ausgestaltung 
von Options- und Beteiligungsplänen sowie Selek-
tion und Nachfolgeplanung hinsichtlich der ober-
sten Führungsebene sowie bei weiteren vom Ver-
waltungsrat zugewiesenen Aufgaben. Der 
Verwaltungsrat kann dem Nominierungs- und Ent-
schädigungsausschuss einzelne Aufgaben zur ab-
schliessenden Entscheidung zuweisen. Die Einzel-
heiten sind vom Verwaltungsrat im 
Organisationsreglement und/oder allfälligen weite-
ren Reglementen festzulegen. 
 

Art. 20: Vertretungsberechtigung 
Der Verwaltungsrat vertritt die Gesellschaft nach 
aussen. Die Vertretung steht allen Mitgliedern des 
Verwaltungsrates gemeinsam zu, sofern er nichts 
anderes bestimmt. Er kann im Rahmen des Geset-
zes und dieser Statuten die Vertretung einem oder 
mehreren Mitgliedern (Delegierten) oder Dritten 
(Direktoren) übertragen. Mindestens ein Mitglied 
des Verwaltungsrates muss zur Vertretung befugt 
sein. 

Art. 23: Vertretungsberechtigung 
Der Verwaltungsrat vertritt die Gesellschaft nach 
aussen. Die Vertretung steht allen Mitgliedern des 
Verwaltungsrates gemeinsam zu, sofern er nichts 
anderes bestimmt. Er kann im Rahmen des Geset-
zes und dieser Statuten die Vertretung einem oder 
mehreren Mitgliedern (Delegierten) oder andere 
natürliche Personen (Direktoren) übertragen. Min-
destens ein Mitglied des Verwaltungsrates muss zur 
Vertretung befugt sein. 
 

Art. 21: Einberufung von Sitzungen 
 

Art. 24: Einberufung von Sitzungen (nur Ziffer) 
 



 

 

Art. 22: Beschlussfassung an der Verwaltungs-
ratssitzung 
 

Art. 25: Beschlussfassung an der Verwaltungs-
ratssitzung (nur Ziffer) 
 

Art. 23: Zirkulationsbeschluss und Einsatz elek-
tronischer Medien 
 

Art. 26: Zirkulationsbeschluss und Einsatz elek-
tronischer Medien (nur Ziffer) 
 

Art. 24: Protokoll 
 

Art. 27: Protokoll (nur Ziffer) 
 

Art. 25: Entschädigung 
Verwaltungsratsmitglieder erhalten eine vom Ver-
waltungsrat nach Massgabe ihrer Beanspruchung 
und Verantwortlichkeit zu bestimmende Entschädi-
gung und haben Anspruch auf Ersatz ihrer im In-
teresse der Gesellschaft aufgewendeten Auslagen. 

28: Anzahl zulässige Mandate ausserhalb der 
Meyer Burger Gruppe 
Die Mitglieder des Verwaltungsrates und der Ge-
schäftsleitung dürfen nicht mehr als die folgende 
Anzahl zusätzlicher Tätigkeiten in obersten Lei-
tungs- oder Verwaltungsorganen anderer Rechts-
einheiten innehaben bzw. ausüben, die verpflichtet 
sind, sich ins Handelsregister oder in ein vergleich-
bares ausländisches Register eintragen zu lassen, 
und die nicht durch die Gesellschaft kontrolliert 
werden oder die Gesellschaft nicht kontrollieren: 
– 5 Mandate (Mitglied des Verwaltungsrates) resp. 
1 Mandat (Mitglied der Geschäftsleitung) bei Publi-
kumsgesellschaften, wobei mehrere Mandate bei 
verschiedenen Gesellschaften, die der gleichen 
Gruppe angehören, als ein Mandat zählen; und 
– 15 Mandate (Mitglied des Verwaltungsrates) resp. 
3 Mandate (Mitglied der Geschäftsleitung) bei an-
deren Rechtseinheiten gegen Entschädigung, wo-
bei mehrere Mandate bei verschiedenen Gesell-
schaften, die der gleichen Gruppe angehören, als 
ein Mandat zählen; und 
– 10 (Mitglied des Verwaltungsrates) resp. 2 (Mit-
glied der Geschäftsleitung) unentgeltliche Manda-
te, wobei ein Spesenersatz nicht als Entgelt gilt 
und mehrere Mandate bei verschiedenen Gesell-
schaften, die der gleichen Gruppe angehören, als 
ein Mandat zählen. 
Nicht unter diese Beschränkung fallen Mandate, 
die ein Mitglied des Verwaltungsrates oder der 
Geschäftsleitung im Auftrag der Gesellschaft wahr-
nimmt (z.B. Joint Ventures oder Vorsorgeeinrich-
tungen dieser Rechtseinheit oder in Unternehmen, 
an denen diese Rechtseinheit eine wesentliche 
(nicht-konsolidierte) Beteiligung hält). 
Die Annahme von Mandaten/Anstellungen durch 
Geschäftsleitungsmitglieder ausserhalb der Meyer 
Burger Gruppe bedarf der vorgängigen Zustimmung 
des Verwaltungsrates. 



 

 

 Art. 29: Arbeits- und Mandatsverträge 
Befristete Arbeits- und Mandatsverträge mit Mit-
gliedern des Verwaltungsrates und der Geschäfts-
leitung dürfen eine feste Vertragsdauer von bis zu 
einem Jahr haben. Die Kündigungsfrist bei unbefri-
steten Arbeits- bzw. Mandatsverträgen mit Verwal-
tungsrats- oder Geschäftsleitungsmitgliedern be-
trägt maximal zwölf Monate auf ein Monatsende. 
Die Vereinbarung von Konkurrenzverboten von 
längstens drei Jahren nach Beendigung eines 
Arbeitsvertrags ist zulässig. Die Entschädigung  
zur Abgeltung eines solchen Konkurrenzverbots 
darf pro Jahr die letzte an das betreffende  
Mitglied ausbezahlte, fixe Jahresvergütung nicht 
übersteigen. Falls die Dauer des Konkurrenz-
verbotes nicht einem vollen Jahr entspricht,  
so wird die Entschädigung zur Abgeltung gemäss 
den vorstehenden Grundsätzen pro rata berech-
net.  
 

 Art. 30: Formen und Kriterien der Vergütung 
Die Mitglieder des Verwaltungsrates erhalten eine 
fixe Vergütung in bar. Die Mitglieder des Verwal-
tungsrates können zusätzlich eine erfolgs- bzw. 
leistungsabhängige Vergütung erhalten. Die Mit-
glieder der Geschäftsleitung erhalten eine fixe und 
eine erfolgs- bzw. leistungsabhängige Vergütung. 
Die Höhe der Vergütung richtet sich nach den vom 
Verwaltungsrat oder dem Nominierungs- und Ent-
schädigungsausschuss festgelegten qualitativen 
und quantitativen Zielvorgaben und Parametern. 
Diese Leistungsziele tragen Funktion und Verant-
wortungsstufe des Mitglieds der Geschäftsleitung 
Rechnung und können sich u.a. am Unterneh-
menserfolg (Umsatz, Betriebsergebnis, EBITDA 
und/oder Gewinn des Konzerns und/oder eines 
Konzernteils) und im Vergleich zum Markt, anderen 
Unternehmen oder vergleichbaren Richtgrössen 
berechneten Zielen, am Börsenkurs oder an ver-
einbarten persönlichen Vorgaben orientieren. Die 
Vergütung kann in der Form von Geld,  
Aktien, Optionen, vergleichbaren Instrumenten 
oder Einheiten oder Sach- und Dienstleistungen 
ausgerichtet werden.  
Die Vergütungen können von der Gesellschaft 
und/oder einer oder mehreren anderen Gruppen-
gesellschaften bezahlt werden. 



 

 

Die Gesellschaft kann den Mitgliedern des Verwal-
tungsrates und der Geschäftsleitung einen Ausla-
genersatz in Form von effektiven und/oder pau-
schalen Spesen ausrichten. Dieser gilt nicht als 
Vergütung.  
 

 Art. 31: Beteiligungspläne 
Der Verwaltungsrat oder der Nominierungs- und 
Entschädigungsausschuss kann den Mitgliedern 
des Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung 
zusätzlich Aktien, andere Beteiligungspapiere, 
Wandel- oder Optionsrechte, oder andere ver-
gleichbare Instrumente oder Rechte, die sich auf 
Beteiligungspapiere beziehen, zuteilen. Bei einer 
Zuteilung entspricht der Betrag der Vergütung dem 
Wert, der den zugeteilten Beteiligungspapieren 
bzw. Rechten im Zeitpunkt der Zuteilung zukommt, 
wobei aufschiebende und auflösende Bedingungen 
den Zeitpunkt der Zuteilung nicht beeinflussen. Der 
Verwaltungsrat oder der Nominierungs- und Ent-
schädigungsausschuss legt Zuteilungsbedingun-
gen, Ausübungsbedingungen und –fristen, sowie 
allfällige Sperr- oder Haltefristen, Verfallsbedingun-
gen oder die Bedingungen, die zu einem bedin-
gungslosen Rechtsanspruch auf den Erwerb der 
zugeteilten Beteiligungspapiere führen, fest. Er 
kann vorsehen, dass bei Eintritt von im Voraus 
bestimmten Ereignissen wie bei einem Kontroll-
wechsel, bei substantiellen Umstrukturierungen 
oder bei Beendigung des Arbeits- oder Mandats-
verhältnisses allfällige Ausübungsbedingungen und 
–fristen, Sperr- oder Haltefristen verkürzt oder 
aufgehoben werden oder ein vorzeitiger Rechtsan-
spruch auf Erwerb der Beteiligungspapiere entste-
hen kann. Der Verwaltungsrat regelt die Einzelhei-
ten in einem Reglement. Die Beteiligungspapiere 
bzw. Rechte können von der Gesellschaft 
und/oder einer oder mehreren anderen Gruppen-
gesellschaften ausgerichtet werden.  
Die Zuteilung von Beteiligungspapieren, Wandel- 
oder Optionsrechten, oder anderen Rechten, die 
sich auf Beteiligungspapiere beziehen, welche die 
Mitglieder des Verwaltungsrates und der Ge-
schäftsleitung in ihrer Eigenschaft als Aktionäre der 
Gesellschaft erhalten (z.B. Bezugsrechte im Rah-
men einer Kapitalerhöhung oder Optionen im 
Rahmen einer Kapitalherabsetzung), gelten nicht 



 

 

als Vergütung und fallen nicht unter diese Bestim-
mung. 
 

 Art. 32: Zusatzbetrag 
Für Mitglieder der Geschäftsleitung, die nach der 
Genehmigung des maximalen Gesamtbetrages 
ernannt werden, besteht ein Zusatzbetrag im Sin-
ne von Art. 19 VegüV. Der Zusatzbetrag darf im 
Fall eines neuen CEO und/oder neuen CFO maxi-
mal 20% über dem auf den früheren CEO bzw. 
CFO entfallenen Betrag des von der Generalver-
sammlung für das entsprechende Geschäftsjahr 
genehmigten maximalen Gesamtbetrages der Ver-
gütungen der Mitglieder der Geschäftsleitung und 
im Fall eines anderen neuen Geschäftsleitungsmit-
gliedes je maximal 20% über der durchschnittli-
chen Gesamtvergütung eines Geschäftsleitungs-
mitgliedes für das entsprechende Geschäftsjahr 
liegen. Die durchschnittliche Gesamtvergütung 
eines Geschäftsleitungsmitgliedes entspricht dem 
genehmigten maximalen Gesamtbetrag für die 
Mitglieder der Geschäftsleitung nach Abzug  
des auf den CEO und auf den CFO entfallenen 
Betrages, dividiert durch die Anzahl Geschäfts-
leitungsmitglieder (ohne CEO und CFO) am Tag  
der Genehmigung durch die Generalversammlung. 
 

 Art. 33: Tätigkeiten für Gruppengesellschaften 
Für Tätigkeiten in Unternehmen, die durch die 
Gesellschaft direkt oder indirekt kontrolliert wer-
den bzw. welche das betreffende Mitglied in Aus-
übung seines Mandates als Verwaltungsrat der 
Gesellschaft bzw. seiner Tätigkeit als Geschäftslei-
tungsmitglied wahrnimmt, können (zusätzliche) 
Entschädigungen durch die Gesellschaft oder die 
entsprechende Gruppengesellschaft entrichtet 
werden. Diese sind auf Stufe der Gesellschaft zu 
konsolidieren und in die Abstimmung durch die 
Generalversammlung über die Vergütungen mitein-
zubeziehen. 
 

 Art. 34: Darlehen, Kredite und Vorsorgeleistungen 
Darlehen und Kredite der Gesellschaft an ein Mit-
glied des Verwaltungsrates oder der Geschäftslei-
tung bzw. Garantien oder andere Sicherheiten der 
Gesellschaft für Verpflichtungen eines Verwaltungs-
rats- oder Geschäftsleitungsmitgliedes dürfen  



 

 

CHF 50‘000 nicht übersteigen. 
Vorsorgeleistungen an Mitglieder des Verwaltungs-
rates und der Geschäftsleitung werden nur im 
Rahmen von in- und ausländischen Vorsorgeplänen 
und vergleichbaren Plänen der Gesellschaft bzw. 
ihrer Gruppengesellschaften ausbezahlt. Die Lei-
stungen an die Versicherten und die Arbeitgeber-
beiträge ergeben sich aus den obgenannten Plä-
nen bzw. den entsprechenden Reglementen. 
 

Art. 26: Wahl und Amtsdauer 
 

Art. 35: Wahl und Amtsdauer (nur Ziffer) 
 

Art. 27: Aufgaben  
Die Revisionsstelle hat die Aufgabe, zu prüfen, ob 
die Buchführung, die Jahresrechnung und der 
Antrag über die Verwendung des Bilanzgewinnes 
Gesetz und Statuten entsprechen. Sie hat gege-
benfalls zu prüfen, ob die Konzernrechnung mit 
dem Gesetz und den Konsolidierungsregeln über-
einstimmt. Die Revisionsstelle hat überdies die 
weiteren ihr nach Gesetz und Statuten zugewie-
senen Aufgaben. 
 

Art. 36: Aufgaben  
Die Revisionsstelle hat die Aufgabe, zu prüfen, ob 
die Buchführung, die Jahresrechnung und der 
Antrag über die Verwendung des Bilanzgewinnes 
Gesetz und Statuten entsprechen. Sie hat gege-
benenfalls zu prüfen, ob die Konzernrechnung mit 
dem Gesetz und den Konsolidierungsregeln über-
einstimmt. Die Revisionsstelle hat überdies die 
weiteren ihr nach Gesetz und Statuten zugewie-
senen Aufgaben. 

Art. 28: Berichterstattung 
 

Art. 37: Berichterstattung (nur Ziffer) 
 

Art. 29: Rechnungsabschluss 
 

Art. 38: Rechnungsabschluss (nur Ziffer) 
 

Art. 30: Geschäftsbericht  
Der Verwaltungsrat erstellt für jedes Geschäftsjahr 
einen Geschäftsbericht, welcher sich aus Jahres-
rechnung, Jahresbericht und, wo nötig, Konzern-
rechnung zusammensetzt. 
 

Art. 39: Geschäftsbericht  
Der Verwaltungsrat erstellt für jedes Geschäftsjahr 
einen Geschäftsbericht, welcher sich aus Jahres-
rechnung, Lagebericht und, wo nötig, Konzern-
rechnung zusammensetzt. 

Art. 31: Gewinnverwendung 
 

Art. 40: Gewinnverwendung (nur Ziffer) 
 

Art. 32: Auflösung 
 

Art. 41: Auflösung (nur Ziffer) 
 

Art. 33: Liquidation 
 

Art. 42: Liquidation (nur Ziffer) 
 

Art. 34: Publikationsorgan 
 

Art. 43: Publikationsorgan (nur Ziffer) 
 

Art. 35: Beabsichtigte Sachübernahme 
Die Gesellschaft beabsichtigt, nach der Gründung 
40 Namenaktien der Meyer & Burger Maschinen-
fabrik AG, Steffisburg, mit einem Nennwert von je 
CHF 10'000.-- gemäss einem noch abzuschlie-
ssenden Kaufvertrag zum maximalen Kaufpreis von 

(aufgehoben) 



 

 

insgesamt CHF 10'000'000.-- zu übernehmen von 
den bisherigen Aktionären, namentlich von Hans 
Meyer, von Steffisburg, in Oberhofen, 2 Namenak-
tien von Therese Meyer, von Madulain GR und 
Steffisburg, in Jegenstorf, 14 Namenaktien, von 
Annemarie Burger-Meyer, von Heiligenschwendi, in 
Goldiwil, 14 Namenaktien, und von Erich Burger, 
von Heiligenschwendi, in Goldiwil, 10 Namenakti-
en. 
 
Art. 36: Sacheinlage 
Die Gesellschaft übernimmt bei der Kapitalerhö-
hung vom 10. Januar 2008 einen Geschäftsanteil 
an der AMB Apparate + Maschinenbau GmbH mit 
Sitz in 86368 Gersthofen, Dieselstrasse 11, einge-
tragen im Handelsregister des Amtsgerichts Augs-
burg unter HRB 21262 im Nennwert von EUR 
6.100.--, zum Übernahmewert von CHF 
2'443'043.68. Im Gegenzug erhält die Brain Ver-
mögensverwaltungsgesellschaft mbH, Ebnerstraße 
24, 86368 Gersthofen/Deutschland, 6'608 Namen-
aktien der Gesellschaft. 
 

Art. 44: Sacheinlage  
Die Gesellschaft übernimmt bei der Kapitalerhö-
hung vom 10. Januar 2008 einen Geschäftsanteil 
an der AMB Apparate + Maschinenbau GmbH mit 
Sitz in 86368 Gersthofen, Dieselstrasse 11, einge-
tragen im Handelsregister des Amtsgerichts Augs-
burg unter HRB 21262 im Nennwert von EUR 
6'100, zum Übernahmewert von CHF 
2'443'043.68. Im Gegenzug erhält die Brain Ver-
mögensverwaltungsgesellschaft mbH, Ebnerstraße 
24, 86368 Gersthofen/Deutschland, 6'608 Namen-
aktien der Gesellschaft. 

Art. 37: Sacheinlage 
Die Gesellschaft übernimmt bei der Kapitalerhö-
hung vom 14. Februar 2008 zwei Geschäftsanteile 
an der Hennecke Systems GmbH mit Sitz in Zül-
pich, eingetragen im Handelsregister des Amtsge-
richts Bonn unter HRB 16009 im Nennwert von 
insgesamt EUR 6'600.--, zum Preis von insgesamt 
CHF 18'186'240.--. Ein Teilgeschäftsanteil im 
Nennwert von EUR 5'300 wird von Heinrich-Peter 
Hennecke, Am Silberberg 3, 53909 Zülpich/ 
Deutschland, eingebracht und ein Teilgeschäftsan-
teil im Nennwert von EUR 1'300 wird von Jürgen 
Großer, Kangasalastrasse 12, 53909 Zülpich/ 
Deutschland eingebracht. Im Gegenzug erhält 
Heinrich-Peter Hennecke 45'466 Namenaktien der 
Gesellschaft à CHF 0.50 nominal zum Ausgabe-
preis von CHF 0.50 pro Aktie und Jürgen Großer 
11'366 Namenaktien der Gesellschaft à CHF 0.50 
nominal zum Ausgabepreis von CHF 0.50 pro Ak-
tie. Der Differenzbetrag in der Höhe von CHF 
18'157'824 zwischen dem Ausgabepreis der Ak-
tien und dem Anrechnungswert der Sacheinlage 
gemäss Sacheinlagevertrag wird als freiwilliger 
Kapitalzuschuss verbucht. 

Art. 45: Sacheinlage 
Die Gesellschaft übernimmt bei der Kapitalerhö-
hung vom 14. Februar 2008 zwei Geschäftsanteile 
an der Hennecke Systems GmbH mit Sitz in Zül-
pich, eingetragen im Handelsregister des Amtsge-
richts Bonn unter HRB 16009 im Nennwert von 
insgesamt EUR 6'600, zum Preis von insgesamt 
CHF 18'186'240. Ein Teilgeschäftsanteil im Nenn-
wert von EUR 5'300 wird von Heinrich-Peter 
Hennecke, Am Silberberg 3, 53909 Zül-
pich/Deutschland, eingebracht und ein Teilge-
schäftsanteil im Nennwert von EUR 1'300 wird von 
Jürgen Großer, Kangasalastrasse 12, 53909 Zül-
pich/Deutschland eingebracht. Im Gegenzug erhält 
Heinrich-Peter Hennecke 45'466 Namenaktien der 
Gesellschaft à CHF 0.50 nominal zum Ausgabe-
preis von CHF 0.50 pro Aktie und Jürgen Großer 
11'366 Namenaktien der Gesellschaft à CHF 0.50 
nominal zum Ausgabepreis von CHF 0.50 pro Ak-
tie. Der Differenzbetrag in der Höhe von CHF 
18'157'824 zwischen dem Ausgabepreis der Akti-
en und dem Anrechnungswert der Sacheinlage 
gemäss Sacheinlagevertrag wird als freiwilliger 
Kapitalzuschuss verbucht. 



 

 

  
Art. 38: Sacheinlage  
 

Art. 46: Sacheinlage (nur Ziffer) 
 

Art. 39: Sacheinlage  
 

Art. 47: Sacheinlage (nur Ziffer) 
 

Art. 40: Sacheinlage  
 

Art. 48: Sacheinlage (nur Ziffer) 
 

 
 

 
Stimmrecht 
 
Stimmberechtigt sind die Namenaktionäre, die am 1. April 2014 (Stichtag) als stimmberechtigte Aktionäre 
im Aktienbuch eingetragen sind. In der Zeit vom 1. April 2014 bis und mit dem auf die Generalversamm-
lung vom 29. April 2014 folgenden Tag werden im Aktienregister keine Eintragungen vorgenommen. 
 
 
Unterlagen 
 
Der Geschäftsbericht mit Jahresbericht 2013, Jahresrechnung 2013, Konzernrechnung 2013 sowie  
die Berichte der Revisionsstelle liegen zur Einsichtnahme am Sitz der Gesellschaft, Schorenstrasse 39, 
3645 Gwatt/Thun, auf und können dort bestellt werden. Ausserdem können diese Unterlagen unter 
http://www.meyerburger.com/investor-relations/berichte-publikationen/berichte/ eingesehen werden. 
 
 
Einladung, Anmeldung und Zutrittskarten 
 
Die am 1. April 2014 im Aktienregister eingetragenen Namenaktionäre erhalten die Einladung zur Gene-
ralversammlung direkt zugestellt. Die Aktionäre sind gebeten, sich bis zum 19. April 2014 mittels beigeleg-
tem Antwortcouvert für die Teilnahme an der Generalversammlung anzumelden.  
 
Nach Rücksendung der Anmeldung an die Gesellschaft erhalten die Aktionäre der Meyer Burger Techno-
logy AG die Zutrittskarte und die Stimmcoupons zugesendet. 
 
 
Vollmachterteilung 
 
Aktionäre, die nicht persönlich an der Generalversammlung teilnehmen, können sich durch einen anderen 
Aktionär, einen Dritten oder durch Herrn lic. iur. André Weber, Rechtsanwalt, Kappelergasse 11, 8001 
Zürich, als unabhängigen Stimmrechtsvertreter im Sinne von Art. 689c OR vertreten lassen. 
 
In solchen Fällen ist die Vollmacht auf der Rückseite der Anmeldung auszufüllen und dem bevollmächtig-
ten Vertreter zu übergeben. Mit Unterzeichnung der Anmeldung wird der unabhängige Stimmrechtsvertre-
ter ermächtigt, den Anträgen des Verwaltungsrates zuzustimmen, sofern keine anderslautenden schriftl i-
chen Weisungen erteilt werden. Dies gilt auch für den Fall, dass an der Generalversammlung über 
Anträge abgestimmt wird, welche nicht in der Einladung aufgeführt sind. Der unabhängige Stimmrechts-
vertreter hat das Recht zur Substitution an eine Drittperson, sofern zwingende Gründe dies erfordern.  



Meyer Burger Technology AG
Schorenstrasse 39
CH-3645 Gwatt/Thun
Phone +41 (0)33 221 28 00
Fax +41 (0)33 221 28 08
mbtinfo@meyerburger.com

 

 

 
Gemäss Art. 11 VegüV sind Organ- und Depotstimmrechtsvertretung ab 1. Januar 2014 nicht mehr zu-
lässig. 
 
 
Gwatt/Thun, 7. April 2014 Meyer Burger Technology AG 

Für den Verwaltungsrat: 

 Peter M. Wagner, Präsident 
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